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Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Dritten 
Gesetzes über die Erhöhung von Dienst- und Versorgungsbezügen in 
Bund und Ländern 
(Drittes Bundesbesoldungserhöhungsgesetz) 

— Drucksachen 7/2003, 7/2117 — 

Bericht des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver-
einbar. 

Durch den Gesetzentwurf sollen mit Wirkung vom 
1. Januar 1974 die Dienst- und Versorgungsbezüge 
für die Beamten, Richter und Soldaten und für die 
Versorgungsempfänger des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden um linear elf v. H., mindestens aber 
bei verheirateten Beamten um 170 DM erhöht wer-
den. Diese Erhöhung wird bereits vorschußweise 
gezahlt. Ferner sind in der Fassung des federführen-
den Innenausschusses einige Vorschriften in den 
Gesetzentwurf aufgenommen worden, die sonst im 
Entwurf des Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern — Drucksache 7/1906 — vorgesehen waren. 
Es sind dies Folgerungen, die sich aus den in das 
Zweite Bundesbesoldungserhöhungsgesetz aufge-
nommenen Vorschriften über das Eingangsamt für 
Ingenieure, die einen Fachhochschulabschluß haben, 

ergeben und die Gewährung einer Polizeizulage an 
Beamte des Grenzaufsichts- und Grenzabfertigungs-
dienstes der Zollverwaltung. 

Der Gesetzentwurf führt zu Mehrausgaben, deren 
Höhe nach der Regierungsvorlage für 1971 
1 719 800 000 DM betragen. Die Mehrkosten auf-
grund der Beschlüsse des federführenden Innenaus-
schusses betragen 25 800 000 DM jährlich. Daraus 
ergibt sich eine Gesamtbelastung des Bundeshaus-
haltes in Höhe von 

1 745 600 000 DM. 

Deckung für diese Mehrausgaben ist im Bundes-
haushalt 1974 bei den Personaltiteln vorhanden. Für 
die Folgejahre ist die Mehrbelastung in die Finanz-
planung des Bundes eingestellt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Innenausschuß vorgeschlagenen Fassung des Gesetz-
entwurfs. 

Bonn, den 6. Juni 1974 
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